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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Datenschutz und Statistik

Das Parlament hiess die im Vorjahr vom Bundesrat beantragte Totalrevision des
Bundesgesetzes über die Volkszählung gut. Es beschloss damit, dass die alle zehn Jahre
stattfindende Volkszählung nicht mehr mittels einer Vollerhebung mit Fragebogen
durchgeführt wird, sondern auf der Grundlage der bei den lokalen Behörden
vorliegenden Registerdaten. Diese werden ergänzt durch umfangreiche
Repräsentativbefragungen zur Erfassung von wichtigen Strukturdaten, welche in den
Registern nicht enthalten sind (z.B. Sprache, Bildung, Berufstätigkeit,
Verkehrsverhalten). Im Ständerat stellte Maissen (cvp, GR) zuerst einen
Rückweisungsantrag, mit dem Auftrag, eine detaillierte Variante mit der Beibehaltung
der traditionellen Vollerhebung auszuarbeiten. Nur diese und nicht die neuen
Repräsentativerhebungen würde gemäss Maissen auch weiterhin Aussagen über die
Verhältnisse in kleinen oder bevölkerungsschwachen Räumen erlauben. Angesichts der
diesbezüglich negativen Stimmung im Rat zog er seinen Antrag zurück. Der Nationalrat
lehnte mit 107 zu 27 Stimmen einen Rückweisungsantrag Beck (lp, VD) ab, der ebenfalls
das alte System beibehalten wollte. In der Schlussabstimmung im Nationalrat votierten
je rund ein Drittel der SP- und der SVP-Fraktion gegen die neue Volkszählung, die aber
mit insgesamt 138 zu 34 Stimmen deutlich angenommen wurde. Das Parlament hiess
gleichzeitig einen Rahmenkredit von 69 Mio Fr. für die Durchführung der ersten
Erhebung nach dem neuen System gut. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.06.2007
HANS HIRTER

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Um dem Anliegen der proportionalen Vertretung der Sprachregionen in der
Bundesverwaltung Nachdruck zu verleihen, nahmen National- und Ständerat eine
Motion de Buman (cvp, FR) an, welche die Dreisprachigkeit von Kadermitgliedern der
Bundesverwaltung fordert. Die Motion verlangt, dass Kadermitglieder neben ihrer
Muttersprache eine zweite Amtssprache beherrschen und eine dritte mindestens
verstehen. Bei Anstellungen soll die Dreisprachigkeit zur Bedingung gemacht werden.
Beide Kammern nahmen darüber hinaus eine Motion Lombardi (cvp, TI) an (09.4331), die
eine Ombudsperson verlangt, welche für die Förderung der italienischen Sprache und
eine adäquate Vertretung italienischsprachiger Beamter in der Verwaltung zuständig
sein soll. Der Bundesrat unterstützte die Motion und erweiterte sie dahingehend, dass
nicht nur die italienische, sondern auch die französische Sprache darunter fallen solle.
Auch die Anregung von Ständerat Maissen (cvp, GR), die rätoromanische Sprache
aufzunehmen, wurde entgegengenommen. Per 1. Juli 2010 wurde bereits ein
Ombudsmann eingestellt, dessen Aufgaben aber noch präzisiert werden müssen. 2

MOTION
DATUM: 16.09.2010
MARC BÜHLMANN

Föderativer Aufbau

Städte, Regionen, Gemeinden

Eine Motion Maissen (cvp, GR) vom September des Berichtsjahres forderte den
Bundesrat auf, eine kohärente Strategie des Bundes für Berggebiete und ländliche
Räume zu entwickeln. Dabei seien die Bevölkerung, die wirtschaftliche Entwicklung, die
natürlichen Ressourcen, die dezentrale Besiedelung sowie die vertikale
Zusammenarbeit der betroffenen Akteure aller Staatsebenen besonders wichtig. Im
Dezember nahm der Ständerat die Motion an und überwies sie an den Nationalrat. 3

MOTION
DATUM: 20.12.2011
DEBORA SCHERRER
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In der Sommersession nahm auch der Nationalrat die Motion Maissen (cvp, GR) an. Der
im Vorjahr bereits vom Ständerat gutgeheissene Vorstoss, verlangt von der Regierung
eine kohärente Strategie für Berggebiete und ländliche Räume. Der Bundesrat hatte
die Motion zur Ablehnung empfohlen, weil er einer scharfen Abgrenzung zwischen Stadt
und Land das Denken und Planen in funktionalen Raumeinheiten vorgezogen hätte. Vor
dem Hintergrund der angenommenen Zweitwohnungsinitiative stimmte der Nationalrat
der Motion aber einstimmig zu. Er erhofft sich – gestützt auf die Ausführungen seiner
Kommission – dass damit auch Zukunftschancen für die Berggebiete aufgezeigt werden
können. Die Zweitwohnungsinitiative evozierte auch Diskussionen um einen besseren
Schutz der kleinen Kantone. Gerhard Pfister (cvp, ZG) dachte laut über seine Idee einer
fallweisen Ausserkraftsetzung des Ständemehrs nach, zum Beispiel wenn sechs Kantone
eine Vorlage mit mehr als 66% der Stimmen ablehnen. Die Idee stiess jedoch auch in
der Presse auf Skepsis. 4

MOTION
DATUM: 11.06.2012
MARC BÜHLMANN

Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Für die Wahlen 2011 traten 38 Nationalrätinnen und Nationalräte und 12
Ständerätinnen und Ständeräte nicht mehr an. Damit gab es 2011 mehr Rücktritte als
2007; vor vier Jahren traten gesamthaft 24 Volks- und 14 Kantonsvertreterinnen und
-vertreter zurück. In drei Kantonen mussten mindestens die Hälfte der Nationalratssitze
ersetzt werden: im Kanton Tessin (vier von acht), in Graubünden (drei von fünf) und im
Kanton Schwyz (zwei von vier). Kein Sitz frei wurde in den Kantonen Wallis, Zug,
Schaffhausen, Neuenburg und Basel-Stadt. Den grössten Aderlass an bisherigen
Nationalräten hatte die FDP zu verkraften (10 Rücktritte). Von der SVP, der SP und der
CVP traten je acht Volksvertreterinnen und -vertreter nicht mehr an. Die Grünen
mussten zwei Rücktritte verteidigen und die BDP und die PdA je einen. André Daguet
(sp, BE) war zudem bereits per Ende Frühlingssession zurückgetreten, auch um damit
dem nachrückenden Corrado Pardini die Wahlchancen zu verbessern. Aus der kleinen
Kammer traten sechs Kantonsvertreter der FDP (Briner, SH; Büttiker, SO; Forster, SG;
Leumann, LU; Marty, TI und Schweiger, ZG), sowie je drei von der CVP (Inderkum, UR;
Maissen, GR; Stähelin, TG) und der SVP (Brändli, GR; Bürgi TG und Reimann, AG, der mit
Nationalrat Giezendanner eine Rochade plante) zurück. 5

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Gleich beide Ständeratssitze waren im Kanton Graubünden vakant. Christoffel Brändli
(svp) und Theo Maissen (cvp) waren nach 16-jähriger Amtszeit zurückgetreten. Die CVP
schickte ihren ehemaligen Regierungsrat Stefan Engler ins Rennen. Die SVP, die im
Kanton Graubünden hinter der BDP die zweite Geige spielt und mit dem Sitzverlust
rechnete, stellte nicht einmal mehr einen Kandidaten auf. Den so frei werdenden Sitz
erobern wollte die FDP, die mit dem Finanzdirektor Martin Schmid antrat. Engler und
Schmid erwuchs keine weitere Konkurrenz. Gegen die beiden politischen
Schwergewichte wollten auch die SP und die BDP nicht kandidieren. So wurden die
beiden einzigen Kandidierenden im ersten Wahlgang mit 37'454 Stimmen (Engler) bzw.
31'224 Stimmen (Schmid) gewählt. 10 310 Stimmen fielen auf Zanolari und Brand (beide
svp), die in den letzten Wochen vor den Wahlen von einigen SVP-Anhängern in Inseraten
für den Ständerat empfohlen wurden. Deren Stimmen und vor allem die rund 17'000
leer eingelegten Wahlzettel wurden als Protest gegen die im Gegensatz zu den
Nationalratswahlen mangelnde Konkurrenz interpretiert. 6

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Ständeratsersatzwahlen

Keine Überraschungen brachten die Bündner Ständeratswahlen vom 27. September: die
beiden Bisherigen Christoffel Brändli (svp) und Theo Maissen (cvp) wurden mühelos
wieder bestätigt. Seit 1936 teilen sich SVP und CVP die beiden Ständeratssitze. Das
bürgerliche Duo, das unter dem Motto “Gemeinsam für Graubünden” angetreten war,
schaffte das absolute Mehr und liess der sozialdemokratischen Mitbewerberin,
Nationalrätin Silva Semadeni, keine Chance. 7

WAHLEN
DATUM: 27.09.1998
URS BEER
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Am 22. September bestätigten die Bündner Wahlberechtigten die beiden seit Anfang
1995 amtierenden Standesvertreter Christoffel Brändli (svp) und Theo Maissen (cvp).
Trotz eines engagierten Wahlkampfes blieb Gewerkschaftssekretär und SP-
Kantonalpräsident Peter Peyer ohne Chancen, da sich die Bürgerlichen gegenseitig
unterstützten. 8

WAHLEN
DATUM: 22.09.2002
MAGDALENA BERNATH

Landesverteidigung

Ausrüstung und Beschaffung

Après le sérieux revers subi par le programme d’armement 2004 lors de son examen
par les chambres fédérales en fin d’année passée, ces dernières se sont saisies à
nouveau de cet objet au début de l’année sous revue, sans pour autant que les
divergences entre les conseils ne parviennent à s’aplanir. Refusé par le Conseil national
fin 2004, l’achat de deux avions de transport de type CASA (pour un total de CHF 109
millions) a été approuvé au mois de janvier par la Commission de la politique de
sécurité du Conseil des Etats (CPS-CE), par 9 voix contre 1. Les conseillers aux Etats
ont d’ailleurs réitéré à la fin du mois de février, par 37 voix contre 3, leur soutien à
l’acquisition des deux avions de transport, malgré l’opposition de quelques députés
UDC. Transmis à nouveau au Conseil national, le dossier n’a pas trouvé les appuis
nécessaires. Confirmant la position qu’elle avait tenu en novembre 2004, la
Commission de la politique de sécurité du Conseil national (CPS-CN) a approuvé début
mars l’achat en question par 14 voix contre 9, et proposé de se rallier ainsi à la décision
du Conseil des Etats. Les conseillers nationaux se sont toutefois opposés derechef,
contre l’avis de leur commission, à l’achat des deux avions de transport, par 91 voix
contre 79. Socialistes, Verts et UDC se sont à nouveau alliés, pour des raisons
cependant différentes – la gauche voulant que l’armée réalise plus d’économies, alors
que l’UDC se positionnait contre toute coopération militaire internationale –, afin de
refuser cet achat. Cela n’a pas empêché le Conseil des Etats de se prononcer quelques
jours plus tard encore une fois en faveur de l’acquisition des avions contestés, sur avis
de sa commission.

Le blocage, qui paraissait alors total, a été confirmé lors d’un nouvel examen de cet
objet par le Conseil national. La majorité des députés (99 voix contre 81) s’est
prononcée, pour la troisième fois consécutive, contre le crédit de CHF 109 millions
destiné à l’achat des deux avions de transport CASA, la gauche et l’UDC confirmant leur
précédente alliance. Envoyé dès lors en conférence de conciliation, plusieurs
parlementaires, ainsi que Christophe Keckeis, le chef de l’armée, ont fait part de leurs
inquiétudes quant à un rejet définitif du programme d’armement 2004. De conciliation
il n’y a pourtant pas eu, puisque les chambres ne sont finalement pas parvenues à
trouver un compromis pour voter le budget d’armement. La gauche et l’UDC se sont à
nouveau alliées au Conseil national, afin de rejeter celui-ci (97 voix contre 82). L’objet a
par conséquent été liquidé. Bien que Samuel Schmid, le chef du DDPS, se soit efforcé
de dédramatiser cet échec, le rejet du programme d’armement 2004 constitue une
première dans l’histoire parlementaire suisse. À ce titre, radicaux et démocrates-
chrétiens n’ont pas manqué de critiquer très vivement l’attitude de la gauche et des
démocrates du centre, les renvoyant fermement à leurs responsabilités. Comme pour
se dédouaner, l’UDC a immédiatement déposé une motion (Mo. 05.3127) au Conseil
national, demandant au gouvernement de présenter, d’ici à la session parlementaire
suivante, un programme d’armement allégé 2004 dans lequel ne figureraient plus que
les objets du programme 2004 n’ayant pas été contestés. Deux autres motions,
déposées par le conseiller national Wasserfallen (prd, BE) (Mo. 05.3134) et le conseiller
aux Etats Maissen (pdc, GR) (Mo. 05.3184), avaient le même objectif. Ces trois motions,
dont le CF recommandait l’acceptation en avril, ont finalement été retirées suite à
l’adoption par les chambres du programme d’armement 2004 modifié au mois de juin. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.03.2005
ELIE BURGOS
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Mit dem Ziel, verschiedene für den Tourismus wichtige Gesetzesbestimmungen über
die Förderung, Ausbildung, Zusammenarbeit und Statistik in einem Rahmengesetz über
den Tourismus zusammenzufassen, hatten Nationalrat Vollmer (sp, BE; 06.449) und
Ständerat Maissen (cvp, GR) im Vorjahr je eine parlamentarische Initiative eingereicht.
Die WAK beider Räte sahen in diesem Projekt wenig Sinn; insbesondere wäre dieses
Gesetz ihrer Meinung nach auch nicht geeignet, die Stellung der Tourismusbranche zu
verbessern. Die beiden Ratskammern folgten dieser Ansicht und gaben den Initiativen
mit 21 zu 14 (Maissen) resp. 88 zu 48 (Vollmer) Stimmen keine Folge. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.09.2007
HANS HIRTER

L'économie des régions de l'Arc alpin subit une conjoncture défavorable. Depuis
plusieurs années, des facteurs structurels contractent le développement économique
des régions de montagne. Comme exemple, il est possible de citer l'acceptation de
l'initiative sur les résidences secondaires, le franc fort ou encore la baisse des
redevances hydrauliques. Pour lutter contre cette situation, Heinz Brand (udc, GR) a
déposé un postulat afin d'établir un rapport sur les perspectives de développement de
l'Arc alpin face à une conjoncture défavorable. Il estime que des mesures doivent être
envisagées afin de lutter contre les fermetures d'entreprises, la disparition des emplois
ou encore l'exode rural.  Le Conseil fédéral a proposé au Conseil national de rejeter le
postulat. Il a expliqué que de nombreuses politiques sectorielles étaient déjà à l’œuvre
pour les régions alpines. De plus, il a d'un côté précisé que, dans son message sur la
promotion économique 2016 à 2019, des mesures pour les régions de montagnes et
notamment le tourisme étaient prévues. Et d'un autre côté, il a rappelé, qu'en réponse
à une motion Maissen (pdc, GR), une nouvelle politique sur le développement des
espaces ruraux et des régions de montagne avait été adoptée en 2015. Malgré les
arguments du Conseil fédéral, le dépositaire du postulat a obtenu les voix nécessaires
au Conseil national: Par 151 voix contre 35 et 5 abstentions, le postulat a été accepté.
Seul le parti libéral-radical et les Vert'libéraux se sont opposés à la rédaction de ce
rapport. 11

POSTULAT
DATUM: 07.03.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Landwirtschaft

Agrarpolitik

Le Conseil des Etats, en tant que premier conseil, s’est saisi du dossier lors de la
session d’hiver. L’entrée en matière sur les sept projets a été décidée, malgré une
proposition Maissen (pdc, GR) de renvoi de la loi sur l’agriculture au Conseil fédéral.
Pour cette minorité, la PA 2007 constituait un encouragement à l’importation de
produits bon marché, elle menaçait l’occupation décentralisée du territoire et allait
encourager une exploitation plus intensive dans les vallées. Les principales critiques
émanaient des rangs UDC et PDC des régions périphériques qui craignaient une
libéralisation trop poussée et la mort de la paysannerie. Le porte-parole de la
commission, le radical Fritz Schiesser (GL), a rappelé aux élus que l’agriculture suisse
restait la plus soutenue au monde et que sur chaque franc encaissé par un paysan 70
centimes provenaient de l’Etat, contre 35 centimes dans l’Union européenne (UE). Le
conseiller fédéral Couchepin a qualifié les partisans d’une non entrée en matière de
nostalgiques qui ne voulaient tout simplement pas voir les changements intervenus au
cours des dernières années, notamment en matière d’ouverture des marchés et
d’habitudes de consommation. C’est par 25 voix contre 13 que la proposition de renvoi
Maissen a été rejetée. Les deux thèmes les plus controversés de la réforme étaient la fin
du contingentement laitier et l’introduction d’un système de mise aux enchères des
contingents de viande importée. La Chambre haute a suivi sa commission, et
partiellement le gouvernement, sur le premier dossier en acceptant l’abandon du
contingentement laitier. Le rythme retenu était toutefois moins élevé que celui du
gouvernement et prévoyait un abandon échelonné à partir de 2006. Une minorité
emmenée par Theo Maissen (pdc, GR) s’est opposée à la fin du contingentement. Sur la
libéralisation du marché de la viande, le système des enchères a été refusé.
L’enveloppe budgétaire de 14,09 milliards a été acceptée. La limite de revenu pour les
paiements directs a également été supprimée, malgré la mise en garde du socialiste
soleurois Leuenberger pour qui la population aurait de la peine à accepter le versement

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.12.2002
ROMAIN CLIVAZ
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de subventions à des paysans aisés. Au vote sur l’ensemble, le projet a été accepté par
27 voix, sans opposition. 12

Le moratoire pour les OGM, introduit par le Conseil national, a été rejeté (29 voix
contre 6) au Conseil des Etats, où la gauche et les agriculteurs ont moins d’influence.
Pour la commission, le radical glaronais Fritz Schiesser a motivé ce refus par les effets
négatifs d’une telle disposition sur la Suisse comme lieu de recherche et de production
de ces technologies. Il a également rappelé que l’UE était sur le point de suivre notre
pays dans sa volonté de réglementer sévèrement cette matière, sans toutefois
emprunter la voie d’une interdiction, et qu’il serait dès lors maladroit de s’isoler. Il a
enfin expliqué qu’avec une politique agricole exigeant des exploitants un esprit
d’entreprise, on ne pouvait pas les mettre sous tutelle en leur imposant les produits à
commercialiser. Un refus de produits à base d’OGM par les consommateurs amènerait
ainsi naturellement les producteurs à y renoncer. Les conseillers aux Etats ont
partiellement rejoint le National en acceptant de fixer un plafond de revenu et de
fortune pour l’attribution des paiements directs. Au nom du Conseil fédéral, le
ministre de l’agriculture Joseph Deiss a, sans succès, appelé à soutenir la minorité
Cornu (prd, FR), opposée à la fixation d’une limite et à la solution de compromis de la
commission. Les sénateurs ont maintenu leur refus d’introduire des conditions plus
strictes d’attribution d’IGP, la solution du National étant jugée impraticable et
injustifiée. La réglementation des importations de viande a été modifiée dans le sens
du Conseil fédéral avec l’acceptation de la mise aux enchères, dès 2009, de
contingents d’importation. Suivant la minorité David (pdc, SG), désireuse de ne pas
exclure les petites boucheries du marché, le plénum a toutefois accepté un garde-fou
permettant un retour à l’ancien système en cas de concentration excessive. En matière
de contingentement laitier, sa suppression pour 2009 a été admise, les organisations
privées ayant déjà la possibilité d’en sortir dès 2006. Une minorité, emmenée par le
grison Theo Maissen (pdc), est parvenue à faire mentionner explicitement les
producteurs des régions de montagne. La majorité des conseillers aux Etats a estimé
qu’un soutien supplémentaire à la culture d’arbres fruitiers à hautes tiges n’était pas
souhaitable en période de restrictions budgétaires. Le Conseil des Etats a enfin adopté
tacitement l’Arrêté fédéral sur les moyens financiers destinés à l’agriculture pour les
années 2004-2007. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.06.2003
ROMAIN CLIVAZ

Le Conseil des Etats a adopté, sur recommandation du Conseil fédéral, un postulat
Maissen (pdc, GR), qui demandait au gouvernement d'élaborer une analyse consacrée à
la sécurité de l'approvisionnement alimentaire de la population suisse à moyen et à
long terme. 14

POSTULAT
DATUM: 18.09.2007
ELIE BURGOS

Jagd

Le loup a continué sa migration naturelle sur les territoires du Tessin et des Grisons.
Ces deux cantons ont annoncé vouloir tester la cohabitation entre le prédateur, les
éleveurs et l’opinion publique. Pendant ce temps, le futur du loup a été longuement et
profondément discuté au niveau politique, via le «Projet Loup Suisse» présenté en
Valais, terre de tous les dangers pour l’animal mangeur de moutons. L’OFEFP a présenté
un concept qui prend en compte l’information, la prévention, l’indemnisation des
pertes éventuelles et la collaboration de la Confédération avec les cantons. Le projet a
été soumis à de nombreuses oppositions et critiques, notamment de la part du canton
des Grisons qui s’est élevé contre le quota de 50 bêtes abattues avant l’élimination du
prédateur, lui préférant une limite de 25. En outre, le Conseil des Etats a accepté par 18
voix contre 9 une motion Maissen (pdc, GR) (Mo. 01.3567) demandant au Conseil fédéral
d’abandonner la réintroduction du mammifère et, partant, de son «Projet Loup
Suisse». En attendant, le gouvernement, via une modification de l’ordonnance sur la
chasse, a rendu effective son autorisation accordée aux cantons d’abattre des
prédateurs aux dégâts trop importants. Cette mesure, accordée par le Conseil fédéral
en 2000 pour une durée de trois ans à titre d’essai, est la contre-partie de la
réintroduction du lynx en Suisse orientale. Un chasseur grison a mis cette autorisation
en pratique en abattant «le loup du val Bregalia», accusé de 59 victimes. 15
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Tierhaltung, -versuche und -schutz

La motion Maissen « Abroger le statut d’animal protégé actuellement accordé au
loup », acceptée par le Conseil des Etats en 2001, a été abordée par le Conseil national
en juin. Elle a été rejetée par 86 voix (dont 41 socialistes, 13 prd, 11 pdc et 10 verts)
contre 77 (dont 33 udc, 19 pdc, 18 prd et 3 ps). Le plénum a ainsi suivi sa commission
dont le rapporteur de langue française, le radical genevois John Dupraz, a rappelé les
principaux arguments. D’une part, en exigeant le retrait des engagements
internationaux assurant au loup son statut d’animal protégé, la motion obligerait la
Suisse à dénoncer la Convention de Berne relative à la conservation de la vie sauvage et
du milieu naturel de l’Europe. D’autre part, en supprimant le statut d’animal protégé, la
Confédération ne serait légalement plus tenue de verser des indemnités pour les
dégâts causés par ce prédateur. Les éleveurs seraient ainsi les grands perdants d’un tel
changement. Il a enfin été précisé que, contrairement à ce qu’affirmait la motion, il n’y
avait jamais eu de programme de réintroduction du loup en Suisse, mais qu’il s’agissait
d’un retour naturel. Un postulat proposé par la Commission de l'environnement, de
l'aménagement du territoire et de l'énergie du Conseil national a toutefois été soutenu
par les députés. Ce texte, formulé de manière vague et peu contraignante, chargeait le
Conseil fédéral d’aménager le « Concept Loup Suisse » de manière à prendre en
compte les intérêts des éleveurs et des populations vivant dans les territoires
concernés. Les débats parlementaires ont été précédés par des manifestations
d’éleveurs valaisans, grisons et tessinois constitués en un « Comité contre le loup » et
exigeant l’abolition, ou au moins l’assouplissement, du statut d’animal protégé accordé
au loup. Pour les résultats de la procédure de consultation concernant le Concept Loup
Suisse, voi ici. 16

POSTULAT
DATUM: 02.06.2003
ROMAIN CLIVAZ

Öffentliche Finanzen

Indirekte Steuern

Wie schon im Erstrat wurden auch im Ständerat Ausnahmen und Sonderregelungen für
verschiedene Bereiche beantragt. So wollte eine Kommissionsminderheit um Maissen
(cvp, GR) den Sondersatz von 3,5% für die Hotellerie ohne Befristung festschreiben. Er
musste sich jedoch mit einer vorläufigen Verlängerung um zwei Jahre bis ins Jahr 2003
begnügen – der Nationalrat wollte den Vorzugssatz nach 2001 ganz fallen lassen.
Hingegen beschloss die kleine Kammer gegen den Willen des Bundesrates, die
Leistungen der Kur- und Verkehrsvereine nicht zu besteuern, sofern sie für die
Allgemeinheit erbracht werden. Ein Antrag, dem öffentlichen Verkehr trotz
Subventionen den vollen Vorsteuerabzug zu gewähren, wurde deutlich verworfen.
Einverstanden erklärte sich der Rat mit dem Grundsatz, dass geschäftlich begründete
Auslagen zum Vorsteuerabzug berechtigen; bei den Verpflegungs- und den
Getränkespesen hielt er jedoch an der geltenden und vom Bundesgericht geschützten
Regelung fest, wonach die Hälfte der Vorsteuer abgezogen werden kann. Im Sinne eines
Kompromisses stimmte er dem Vorschlag seiner Kommission zu, die Zollfreigebiete von
Samnaun und Sampuoir auch weiterhin – ausser bei den Dienstleistungen – von der
Mehrwertsteuer zu befreien, im Gegenzug aber würden die beiden Gemeinden
verpflichtet, dem Bund Kompensationszahlungen für die entstehenden Steuerausfälle
zu leisten. Ferner wurden die Leistungen auch von Heilpraktikern usw., die nicht
ärztlich verordnet worden sind, sowie Pflegedienste (Spitexorganisationen, Alters- und
Pflegeheime) von der Steuer befreit; die Befreiung von tierärztlichen Leistungen wurde
allerdings abgelehnt. In der Gesamtabstimmung verabschiedete der Ständerat das
Mehrwertsteuergesetz mit 29 zu 0 Stimmen. 17
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Finanz- und Ausgabenordnung

Ständerat Loretan (fdp, AG) verlangte in einer Motion (Mo. 99.3040), dass der Bundesrat
dem Parlament einen Gesetzesentwurf zur Aufhebung von Bagatellsubventionen
unterbreite. Gerade bei Kleinsubventionen sei die Wirkung marginal, der
Verwaltungsaufwand hingegen zu gross. Loretan wehrte sich in den Verhandlungen
gegen den Antrag des Bundesrates, die Motion als Postulat zu überweisen. Gegen das
Begehren überhaupt sprach sich Maissen (cvp, GR) aus. Das quantitative Kriterium der
Motion (Subventionen bis CHF 30'000 oder CHF 50'000) sei zu grobschlächtig.
Fraktionskollegin Simmen (cvp, SO) hatte grundsätzlich gegen eine kritische
Überprüfung von Kleinsubventionen nichts einzuwenden. Weil aber auch
Kleinsubventionen ihre Berechtigung hätten und in vielen Fällen einiges bewirken
könnten, sprach sie sich ebenfalls gegen das Begehren aus. Onken (sp, TG) wollte viel
eher bei grösseren Subventionen anpacken, wo wirkliches Sparpotential bestünde.
Bundesrat Villiger bedauerte, dass der Motionär an der Form der Motion festhielt und
empfahl sie zur Ablehnung. Gerade im Kulturbereich, würden auch kleine
Bundesbeiträge positive Wirkungen erzielen. Der Rat lehnte das Begehren mit 15 zu 12
Stimmen ab. 18

MOTION
DATUM: 09.06.1999
DANIEL BRÄNDLI

Voranschlag

In der Dezembersession beschloss der Nationalrat, die Budgetberatung mit
eingeschränkter individueller Entfaltungsmöglichkeit zu führen, da die finanzpolitische
Grundsatzdiskussion im Rahmen des Stabilisierungsprogramms erfolgt war (siehe weiter
oben). Die grosse Kammer lehnte den Rückweisungsantrag Steinemann (fp, SG) ab, der
bezweckte, in eigener Regie eine weitere Milliarde einzusparen. Bei den meisten
Anträgen während der Detailberatung handelte es sich um vergleichsweise kleinere
Beträge, die im Plenum teilweise auf gewisse Sympathien stiessen; trotzdem folgte der
Rat meistens der von Bundesrat und Kommission vorgegebenen Linie. Bei den
Verpflichtungskrediten stimmte eine Mehrheit dem Antrag Marti (sp, GL) zu, dem VBS
eine Million bei der Evaluation von Transportflugzeugen zu kürzen. Bei den
Nachtragskrediten folgte der Rat der Kommissionsminderheit Aregger (fdp, LU), die die
Übernahme von Überwachungsanlagen der privatisierten Swisscom im Wert von CHF
9.9 Mio. ablehnte. Der Voranschlag 1999 wurde ohne wesentliche Änderungen
genehmigt. Auch die Finanzkommission der kleinen Kammer war mit dem
eingeschlagenen Weg zufrieden und übernahm weitgehend die Zahlen des
Nationalrates; sie kürzte lediglich die Gesamtposition der Dienstleistungen Dritter um
CHF 20 Mio. Der Ständerat folgte in allen Punkten den Vorschlägen seiner Kommission
und lehnte die Anträge Maissen (cvp, GR) auf Ausklammerung der Kreditsperre für die
Förderung der rätoromanischen Sprache sowie zwei Minderheitsanträge, die weitere
Kürzungen beim Informationswesen des Bundes und bei Dienstleistungen Dritter
anstrebten, ab. Beim Nachtragskredit für die Übernahme der Übwachungsanlagen blieb
er auf der Linie des Bundesrates. Insgesamt stutzte er das Budget im Vergleich zum
Erstrat um weitere 19 Mio. und verabschiedete ein Defizit von CHF 4.12 Mrd. In der
Differenzbereinigung blieben einige kleinere Unterschiede auszuräumen. So setzte der
Nationalrat seinen früheren Entscheid durch, die Förderung der rätoromanischen
Kultur und Sprache von der Kreditsperre auszuklammern. Auch bei der Beschaffung der
Überwachungseinrichtungen wurde am Beschluss der grossen Kammer festgehalten
und das Kreditbegehren von CHF 9.9 Mio. abgelehnt. Damit schliesst der Voranschlag
1999 bei Ausgaben von CHF 46.48 Mrd. und Einnahmen von CHF 42.36 Mrd. mit einem
Ausgabenüberschuss von CHF 4.12 Mrd. in der Finanzrechnung. Gegenüber dem
Vorjahresbudget wurde ein Ausgabenrückgang von 2,3% (bzw. 2,7% mit
Berücksichtigung der Kreditsperre) veranschlagt. Der budgetierte Aufwandüberschuss
in der Erfolgsrechnung wurde mit CHF 4.84 Mrd. genehmigt. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1998
URS BEER

Das vom Parlament verabschiedete Budget 2008 sah bei veranschlagten Ausgaben von
56 854 Mio Fr. und Einnahmen von 57 976 Mio Fr. einen Einnahmenüberschuss von 1122
Mio Fr. vor. Die veranschlagten Ausgaben lagen 1747 Mio Fr. oder 3,2% über dem Budget
des Vorjahres. Am meisten zusätzliche Mittel benötigten wie bereits im Vorjahr die
Finanzen und Steuern (+789 Mio oder +8,1%), die Bildung und Forschung (+343 Mio oder
6,6%) und die soziale Wohlfahrt (+278 Mio oder 1,6%). Der Bundesrat rechnete mit um
3,5% (+1,9 Mia) höheren Einnahmen als im Vorjahr. Mit höheren Erträgen rechnete er
vor allem bei der direkten Bundessteuer (+1,2 Mia oder 7,8%) und bei der
Mehrwertsteuer (+4,2% oder 820 Mio Fr.). Bei den Stempelabgaben (-275 Mio oder
-8,6%) und den Mineralölsteuern (-50 Mio oder -1,0%) rechnete er hingegen mit
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Mindereinnahmen.

Bei der Debatte im Nationalrat um den Voranschlag der Eidgenossenschaft 2008 wurde
ein Antrag Schwander (svp, SZ), welcher den Voranschlag an den Bundesrat
zurückweisen wollte, um diesen um 700 Mio Fr. zu kürzen, abgewiesen. Bei den
Voranschlägen zu den einzelnen Verwaltungseinheiten gab es meist einen
Minderheitsantrag von linker Seite, welcher mehr Geld sprechen wollte und einen von
rechter Seite, welcher für eine Kürzung der veranschlagten Ausgaben eintrat. In den
meisten Fällen konnte sich keiner der Minderheitsanträge durchsetzen. Sehr knapp fiel
die Entscheidung bei einem Minderheitsantrag im Bereich des Bundesamtes für Sport
aus, wo eine linke Minderheit die Aufstockung der Mittel für die nationale Antidoping-
Agentur forderte. Mit einem Stichentscheid des Präsidenten wurde auch dieser Antrag
abgelehnt. Angenommen wurde lediglich ein Minderheitsantrag aus dem rechten Lager,
welcher sich gegen eine Aufstockung der jährlichen Einlage des Infrastrukturfonds beim
Bundesamt für Strassen ausgesprochen hatte. In der Gesamtabstimmung nahm der
Nationalrat alle Bundesbeschlüsse an.

Differenzen zwischen den beiden Räten gab es in Bezug auf das Departement des
Inneren und das Bundesamt für Kultur. Der Nationalrat wollte den Kredit für die
Förderung der Ausbildung junger Auslandschweizer um 4,6 Mio Fr. erhöhen. Der
Ständerat stimmte dem Nationalrat diesbezüglich zu. Auch beim Bundesamt für Sport
beschloss der Nationalrat eine Erhöhung des Kredits und zwar um 2 Mio Fr., welche
sowohl für den Funktionsaufwand im Globalbudget als auch für Entschädigungen der
Ausbildungsaktivitäten der Kantone verwendet werden. Auch hier stimmte der
Ständerat zu. Beim Eidgenössischen Personalamt beantragte der Nationalrat eine
Erhöhung des Kredites für die Lehrlingsausbildung und die Beschäftigung von
Praktikanten um 700'000 Fr. Auch diese Änderung nahm der Ständerat an. Beim
Bundesamt für Verkehr hatte der Nationalrat mit ziemlich eindeutiger Mehrheit (93 zu
56 Stimmen) den Beratungsaufwand um 800'000 Fr. gekürzt. Dieser Kürzung stimmte
der Ständerat ebenfalls zu.

Im Ständerat gab es ebenfalls einige Minderheitsanträge die scheiterten. Einerseits ein
Antrag Maissen (cvp, GR), welcher beim Bundesamt für Kultur mehr Geld für die
Förderung der Ausbildung junger Auslandschweizer sprechen wollte und gleichzeitig im
Generalsekretariat des Departements des Inneren Einsparungen machen wollte.
Andererseits ein Antrag Büttiker (fdp, SO), welcher dem Bundesamt für Sport mehr Geld
für die Schaffung einer nationalen Agentur gegen Doping sprechen wollte und ein
Antrag Fetz (sp, BS) und Berset (sp, FR), welcher die Position wirtschaftliche
Entwicklungszusammenarbeit aufstocken wollte. Erfolgreich war lediglich ein Antrag
Marty (fdp, TI), welcher Schweiz Tourismus mehr Geld sprechen wollte. Die sieben
Bundesbeschlüsse wurden einstimmig angenommen. 20

Finanzausgleich

Im Herbst befasste sich der Ständerat als Erstrat mit den Vorschlägen des Bundesrats
zur "Neuausgestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgaben zwischen Bund und
Kantonen" (NFA). Namens der vorberatenden Spezialkommission hielten Inderkum
(cvp, UR) und Cornu (fdp, FR) fest, dass als Alternative für das zur Debatte stehende
Projekt aus finanzieller Sicht nur eine materielle Steuerharmonisierung, aus
föderalistischer Sicht nur eine Neuaufteilung der Schweiz von den Kantonen in neue
Regionen in Frage käme. In der Eintretensdebatte wurde die generelle Stossrichtung
der NFA allgemein begrüsst. Einzig Gentil (sp, JU) kritisierte, dass die NFA zuviel
Gewicht auf die positiven Effekte des Wettbewerbs zwischen den Kantonen lege und
zuwenig auf die Festlegung von national gültigen Mindeststandards für staatliche
Leistungen (z.B. im Sozialbereich).

In der Detailberatung fasste der Ständerat auf Antrag seiner vorberatenden
Kommission die Bedingungen enger, unter welchen der Bund vorschreiben kann, dass
Kantonsaufgaben zwingend in Zusammenarbeit und mit Lastenausgleich erfüllt werden
müssen: Er beschloss erstens, die für solche allgemeinverbindliche Abkommen in Frage
kommenden neun Aufgabenbereiche Straf- und Massnahmenvollzug, kantonale
Universitäten, Fachhochschulen, Kultureinrichtungen von überregionaler Bedeutung,
Abfallbewirtschaftung, Abwasserreinigung, öffentlicher Agglomerationsverkehr,
Spitzenmedizin und Spezialkliniken sowie Institutionen zur Eingliederung und
Betreuung von Invaliden. abschliessend in der Verfassung (und nicht auf Gesetzesstufe)
aufzulisten; und zweitens siedelte er die Kompetenz, diese Abkommen
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allgemeinverbindlich zu erklären (also renitente Kantone zum Beitritt zu verpflichten)
bei der Bundesversammlung und nicht beim Bundesrat an. Mit Hinweis auf die
Verpflichtung zur interkantonalen Zusammenarbeit verwarf der Rat einen Antrag
Büttiker (fdp, SO), der den Befürchtungen von Behindertenorganisationen, bei alleiniger
Zuständigkeit der Kantone käme es zu einem Leistungsabbau, Rechnung tragen wollte
und deshalb verlangte, dass der Bund bei Kantonen in Notlagen Leistungen zugunsten
der Eingliederung Invalider übernehmen sollte. Zum Schutz der ressourcenstarken
Kantone vor überbordenden Wünschen der vom Finanzausgleich Profitierenden führte
der Rat eine relative Begrenzung des Ressourcenausgleichs ein: Die Leistungen der
finanzkräftigen Kantone sollten höchstens drei Viertel der Aufwendungen des Bundes
betragen (der Bundesrat hatte diese Limite bei 100% angesetzt); ausserdem wurde die
Rücksicht auf die internationale steuerliche Konkurrenzfähigkeit in der Verfassung
verankert. Mit 22:16 Stimmen lehnte der Ständerat auf Antrag von Schmid (cvp, AI) die
vom Bundesrat vorgesehene beschränkte Verfassungsgerichtsbarkeit ab (Beurteilung
wegen Verletzung verfassungsmässiger Kompetenzen der Kantone durch ein
Bundesgesetz), kam den Ständen aber insofern entgegen, als er die Zahl der Kantone für
das Kantonsreferendum von acht auf fünf reduzierte. In der Gesamtabstimmung hiess
die kleine Kammer die Verfassungsbestimmungen zur NFA ohne Gegenstimme gut.

Die kleine Kammer stimmte auch dem zugehörigen Finanzausgleichsgesetz zu. Dabei
beschloss sie, dass der mit CHF 430 Mio. dotierte Härteausgleich für Kantone, welche
mit der neuen Regelung schlechter fahren, nach vier Jahren automatisch (um jährlich
5%) abgebaut werden soll und somit nach spätestens 24 Jahren ausläuft; Maissen (cvp,
GR) hatte eine jährliche Abnahme von 10% gefordert, während der Bundesrat dem
Parlament beim Abbau hatte freie Hand lassen wollen. In der Gesamtabstimmung gab es
zwar keine Gegenstimmen, aber einige Enthaltungen. Diese wurden zum Teil damit
begründet, dass der Rat einen Antrag Spoerry (fdp, ZH) abgelehnt hatte, welcher
verlangte, dass der neue Finanzausgleich erst in Kraft tritt, wenn auch der neue
Lastenausgleich (welcher die Sonderbelastungen der städtischen Agglomerationen
ebenfalls berücksichtigt) eingeführt ist. Enthaltungen gab es zudem wegen der
zeitlichen Begrenzung des Fonds für den Härteausgleich. 21

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energiepolitik

A la session de printemps, le Conseil des Etats a traité le projet de taxe sur l’énergie
(ATE) et développé les deux articles constitutionnels faisant office respectivement de
contre-projets directs aux initiatives «énergie et environnement» et «solaire». Le
premier consiste en un article constitutionnel fondamental en vue d’une réforme
fiscale écologique, le second en une disposition constitutionnelle transitoire pour une
taxe d’incitation de 0.2 ct/kWh.

Premier volet du débat, le contre-projet direct à l’initiative «énergie et
environnement» prévoit l’introduction d’une norme fondamentale dans la Constitution
permettant de prélever une taxe particulière sur les agents énergétiques non
renouvelables. Le produit de la taxe devra décharger les milieux économiques d’une
partie des charges salariales annexes obligatoires. La taxe sera fixée en tenant compte
de l’effet des différents agents énergétiques sur l’environnement et le climat, ainsi que
d’autres taxes déjà imposées à ces agents. Des exceptions sont prévues pour des
modes de production nécessitant une grande consommation d’énergie non
renouvelable. La taxe devra tenir compte de la capacité concurrentielle de l’économie
et sera introduite par étapes. Dans le vote sur l’ensemble, cette nouvelle disposition a
été approuvée à l’unanimité. Le Conseil des Etats a recommandé de rejeter l’initiative
populaire et d’approuver le contre-projet qui permettrait, dès 2004, de prélever entre
CHF 2.5 et 3 milliards par année afin de diminuer les coûts du travail.

Second volet du débat, le contre-projet direct à l’initiative «solaire» se présente sous la
forme d’une disposition constitutionnelle transitoire prévoyant l’introduction d’une
taxe d’encouragement aux énergies renouvelables. Deux propositions UDC et radicale,
demandant de supprimer la nouvelle disposition, ont été rejetées par 24 voix contre 11.
La question du montant de la taxe fut au centre des débats. Au sein même des partis,
les représentants ne sont pas parvenus à parler d’une voix unique. A l‘UDC, on oscillait
entre un rejet et 0.2 ct/kWh; au PRD, entre le rejet, 0.2 et 0.6 ct/kWh; au PDC, entre
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0.4 et 0.6 ct/kWh; et au PS entre 0.4 et 0.6 ct/kWh. La majorité de la commission
proposa une taxe de 0.2 ct/kWh sur les énergies non renouvelables. Une minorité,
essentiellement PDC, souhaita la porter à 0.4 ct/kWh. Les députés Maissen (pdc, GR),
puis Bloetzer (pdc, VS) demandèrent 0.6 ct/kWh, craignant qu’avec un niveau trop bas,
l’effet d’encouragement soit nul. Les partisans d’une taxe élevée, dont les
représentants des cantons de montagne, ont insisté sur la nécessité de soutenir les
centrales hydrauliques en vue de l’ouverture prochaine du marché de l’électricité. Ils
ont également réclamé une prise en charge des INA. Toutefois, les sénateurs ont
préféré une taxe de 0.2 ct/kWh (contre 0.4 ct/kWh), par 25 voix contre 14.
Avec une telle taxe, les revenus ont été estimés à CHF 300 millions en moyenne par
année. Elle sera affectée à l’encouragement des énergies renouvelables (solaire, bois,
biomasse), au soutien d’une utilisation rationnelle de l’énergie, ainsi qu’au maintien et
au renouvellement des centrales hydrauliques indigènes. Au moins un quart du produit
ira à chacune des affectations. La taxe d’encouragement sera remplacée par la
redevance particulière (norme constitutionnelle), pour autant que le peuple et les
cantons l’acceptent. La validité de la taxe a été limitée à fin 2010, avec une prolongation
possible de cinq ans minimum, au moyen d’un arrêté fédéral soumis au référendum.
Finalement, le délai fixé pour l’examen des initiatives «énergie et environnement» et
«solaire» a été prorogé d’une année, soit jusqu’au 20 mars 2000. Au vote sur
l’ensemble, les sénateurs ont accepté le contre-projet à l’unanimité.

Après avoir approuvé les dispositions constitutionnelles transitoires, la petite Chambre
s’est prononcée sur la législation d’exécution s’y rapportant, soit sur l’ATE. L’entrée en
matière a été décidée sans opposition. La question de l’amortissement des INA a été
renvoyée dans le cadre de la loi sur l’ouverture du marché de l’électricité. Les sénateurs
se sont conformés en tous points au projet de leur commission. Au vote sur l’ensemble,
le projet a été approuvé par 31 voix contre 1. La Chambre haute n’a pas traité l’ancien
arrêté concernant une taxe écologique sur l’énergie (loi sur l’énergie) du Conseil
national, ayant proposé et voté son propre projet. Au cours de la même session, le
Conseil national a à son tour accepté de proroger d’une année le délai fixé pour
l’examen des initiatives populaires «énergie et environnement» et «solaire». 22

Kernenergie

Dans le cadre des traitements de la loi sur le marché de l'électricité, Epiney (pdc,VS) et
Maissen (pdc,GR) ont en vain proposé au Conseil des Etats une taxe qui frapperait le
nucléaire. Elle aurait été destinée à couvrir les frais de désaffectation des centrales et
le dépôt des déchets. Moritz Leuenberger a rappelé qu'il existait déjà deux fonds pour
financer ces tâches. Le Conseil national a ratifié par 92 voix contre 76 une proposition
analogue. 23

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.11.2000
PHILIPPE BERCLAZ

Alternativenergien

La production d’énergie à partir de la biomasse nécessitant la conversion d’une part
croissante de l’activité agricole, plusieurs parlementaire se sont inquiétés des
conséquences de cette conversion sur l’approvisionnement alimentaire et sur
l’indépendance alimentaire et énergétique du pays. En ce sens, les Chambres ont
adopté respectivement des postulats du conseiller national Schmied (udc, BE) et du
conseiller aux Etats Maissen (pdc, GR) confiant au gouvernement l’analyse de la sécurité
alimentaire suisse à moyen et long terme. Dans le même sens, le Conseil national a
adopté un postulat Parmelin (udc, VD) demandant au Conseil fédéral de présenter un
rapport sur la stratégie qu’il entend mener face à ces nouveaux risques, notamment en
matière de réserves obligatoires. 24
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Verkehr und Kommunikation

Post und Telekommunikation

Der Nationalrat überwies eine im Vorjahr von der kleinen Kammer bereits gebilligte
Motion der KVF-SR. Diese beauftragt die Regierung, die Prinzipien des Service public in
der Bundesverfassung zu verankern, um die Grundversorgung auch in den
Randregionen sicherzustellen. (Siehe auch die in den Räten noch nicht behandelte
parlamentarische Initiative Maissen ; 03.465). 25

MOTION
DATUM: 06.03.2006
MAGDALENA BERNATH

Das Parlament überwies eine Motion Maissen (cvp, GR), welche vom Bundesrat verlangt,
die Versorgung mit Breitbanddiensten in die Grundversorgung aufzunehmen, damit
auch Randregionen und Berggebiete von den neuen Technologien profitieren können.
Auf 2008 setzte der Bundesrat eine diesbezügliche Revision der
Fernmeldedienstverordnung (FDV) in Kraft: Neu gehört der Breitbandanschluss für den
Internetzugang zur Grundversorgung; die Preisobergrenze liegt bei CHF 69 pro Monat.
Für nationale Festnetzverbindungen beträgt die Preisobergrenze 7,5 Rappen pro
Minute (im Normaltarif 32%, im Niedertarif 17% unter dem bisherigen Höchsttarif). Neu
hinzu kommen ausserdem ein sms-Vermittlungsdienst für Hörbehinderte und ein
Vermittlungsdienst für Menschen, die keine Telefonnummern wählen können. Aus der
Liste der Grundversorgungsdienste gestrichen wurden hingegen der Auskunftsdienst,
die Anrufumleitung und der Gebührennachweis. 26

MOTION
DATUM: 14.09.2006
MAGDALENA BERNATH

Au Conseil des Etats, les sénateurs Maissen (pdc, GR) et Savary (ps, VD) ont déposé des
propositions de non entrée en matière, relevant que la libéralisation complète du
marché postal n’était pas nécessaire, ni même opportune et que le financement du
service universel n’était aucunement garanti par le projet présenté. Ils ont en outre mis
en garde contre une répétition du scénario expérimenté dans les domaines de
l’électricité et des télécommunications, c’est-à-dire, selon eux, une réduction des
prestations conjuguée à une hausse des prix. Par 26 voix contre 15, la chambre haute a
toutefois suivi sa CTT et approuvé l’entrée en matière, jugeant ces inquiétudes
légitimes mais exagérées. Lors de la discussion par article, la CTT a proposé plusieurs
modifications mineures de la LPO, toutes adoptées sans discussion. Le Conseil des
Etats a par contre refusé d’obliger les entreprises souhaitant utiliser les infrastructures
de la Poste à appliquer les dispositions de la convention collective de travail de cette
dernière, comme l’a demandé une minorité Hêche (ps, JU). Par 23 voix contre 12, les
sénateurs ont suivi la majorité de leur commission en décidant d’astreindre les
entreprises postales à publier des informations sur la durabilité écologique et sociale
de leurs prestations. Concernant l’étendue du service universel, la chambre haute n’a
pas souhaité étendre la desserte garantie au-delà des lieux habités à l’année. Elle a
également refusé, par 20 voix contre 15, d’attribuer un rôle prépondérant aux offices de
poste dans la fourniture du service universel par rapport aux agences administrées par
des tiers, comme le souhaitait la même minorité Hêche. Le plénum a par contre suivi
cette minorité en décidant de garantir que chaque commune dispose au minimum
d’une boîte postale publique pour l’expédition de courrier. Les sénateurs ont refusé de
justesse, par 21 voix contre 20, d’augmenter le montant des subventions pour la
diffusion de la presse associative et des journaux quotidiens et hebdomadaires. Par
contre, sur proposition de sa commission, la chambre haute a décidé de supprimer la
limitation dans le temps de ce soutien à la presse. Quant au rythme de la libéralisation,
les sénateurs ont tout d’abord refusé la libéralisation complète et immédiate du
marché postal telle que la souhaitait une minorité Hess (plr, OW). Ils ont rejeté de
justesse, par 20 voix contre 19, une proposition d’une minorité Imoberdorf (pdc, VS)
visant au maintien du monopole de la Poste sur les lettres de moins de 50 grammes
censé assurer le financement à long terme du service universel au profit de la
libéralisation en deux temps voulue par le Conseil fédéral et soutenue par la majorité
de la CTT. La même minorité a vainement tenté de repousser l’ouverture complète du
marché de un à trois ans après l’entrée en vigueur de la LPO. Selon une proposition
Germann (udc, SH), le plénum a décidé que le Conseil fédéral consultera les cantons et
les communes avant de définir les conditions d’accès aux diverses prestations du
service universel. Lors du vote sur l’ensemble, le Conseil des Etats a approuvé le projet
de LPO ainsi amendé par 21 voix contre 10 (et 4 abstentions).

Concernant le projet de LOP (09.050), les discussions ont essentiellement porté sur
l’opportunité d’attribuer une licence bancaire à la Poste. Ce débat a en fait débuté à la
session d’été déjà à l’occasion du traitement de propositions individuelles. Au terme de
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vifs échanges, les sénateurs ont alors rejeté, par 24 voix contre 14, une motion Jenny
(udc, GL) (09.3157) en faveur de la licence bancaire. Les opposants n’ont pas voulu que
la Poste n’entre en concurrence avec les banques cantonales, tandis que les partisans
ont vu dans une banque postale le moyen de garantir le financement du service
universel et le maintien du réseau d’offices existant et d’assurer que l’épargne gérée
par Postfinance profite pleinement à l’économie suisse. Le Conseil national a quant à
lui décidé, par 98 voix contre 69, de ne pas donner suite à une initiative parlementaire
Caviezel (plr, GR) (09.404) allant dans le même sens que la motion Jenny. Par 25 voix
contre 11, les sénateurs ont confirmé leur décision de la session d’été et rejeté la
proposition d’une minorité Maissen (pdc, GR) d’autoriser la Poste à octroyer des crédits
et hypothèques. La transformation de l’ancienne régie en société anonyme n’a suscité
que quelques réticences dans les rangs socialistes. Les sénateurs ont en outre adopté
tacitement deux amendements proposés par la CTT obligeant le Conseil fédéral à
consulter les commissions compétentes de l’Assemblée fédérale avant de déterminer
les objectifs quadriennaux de l’entreprise et de procéder au changement de sa forme
juridique. La chambre haute a par ailleurs refusé, par 21 voix contre 9, d’exonérer de la
TVA les prestations relevant du service universel comme le demandait le sénateur
Maissen (pdc, GR). Au vote sur l’ensemble, le Conseil des Etats a adopté le projet
amendé de LOP par 23 voix contre 4 (et 5 abstentions). 27

In der Herbstsession überwies der Ständerat als Zweitrat eine Motion Cathomas (cvp,
GR) zur Verbesserung der Breitbandversorgung im Rahmen der Grundversorgung.
Gleichzeitig behandelte er eine Motion Maissen (cvp, GR) (09.3617), welche die
beschleunigte Erschliessung mit Glasfaseranschlüssen mittels regionaler
Ausschreibungsverfahren forderte. Beide Vorstösse beabsichtigen, der befürchteten
Benachteiligung der Randregionen in der Versorgung mit leistungsfähigen
Glasfasernetzen entgegenzutreten. Nachdem der Ständerat die Motion Cathomas
überwiesen und der Bundesrat versichert hatte, die im Fernmeldegesetz von 2007
festgelegte Breiband-Grundversorgung regelmässig über den Verordnungsweg an die
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Bedürfnisse anzupassen, zog Theo Maissen
seine Motion zurück. 28

MOTION
DATUM: 22.09.2011
SUZANNE SCHÄR

Der Auftrag einer ursprünglich auch von der Frage nach der Verfügbarkeit von neuen
Kommunikationstechnologien in peripheren Landesteilen motivierten
parlamentarischen Initiative Maissen (cvp, GR) (03.465), eingereicht 2003, wurde von
der KVF des Ständerates in eine Motion aufgenommen, welche im Parlament 2005 bzw.
2006 angenommen worden ist. Die Motion fordert eine allgemeine
Verfassungsbestimmung über die Grundversorgung, welche nicht auf einzelne
Sachbereiche beschränkt ist und auf abschliessende Aufzählung der betroffenen
Gebiete verzichtet. Im Dezember 2011 hatte der Bundesrat den Bericht zur Motion
eingereicht und beantragt, die Motion abzuschreiben. Der Bericht wurde im Juni des
Berichtjahres im Nationalrat behandelt. Voten, welche den Mehrheitsantrag
(Abschreibung der Motion) stützten, wiesen mehrfach darauf hin, dass der Zugang zur
Grundversorgung allgemein in Artikel 43a Absatz 4 der Bundesverfassung garantiert und
dass die Grundversorgung darüber hinaus im Kommunikations-, Verkehrs- und Post-
/Fernmeldebereich in entsprechenden Gesetzen im Detail geregelt seien. Trotzdem
stimmte eine Mehrheit (der Mitte-Links-Fraktionen sowie Teilen der SVP) schliesslich
dem Minderheitsantrag Amherd (cvp, VS) (Nichtabschreiben der Motion) zu, in der
Meinung, dass eine allgemeine Verfassungsbestimmung zur Grundversorgung entgegen
der Einschätzung des Bundesrates durchaus notwendig sei. 29
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Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Eine eidgenössische Strategie für die Berggebiete und die ländlichen Räume verlangt
die im Berichtsjahr eingereichte Motion Maissen (cvp, GR). Der Initiant zeigte sich
enttäuscht über die Vernachlässigung der traditionellen Bergregionen seit Inkrafttreten
der neuen Regionalpolitik (NRP). Anderer Ansicht war der Bundesrat, der die Motion zur
Ablehnung empfahl. Er erachtete eine integrative Lösung zielführender als eine scharfe
Abgrenzung von Stadt-Land und argumentierte weiter, dass die Berggebiete mit dem
NRP faktisch über eine Strategie zur Förderung der peripheren Regionen verfügten.
Ebenso präsentiere das Raumkonzept differenzierte Ansätze für zwölf Handlungsräume,
darunter auch ländliche Regionen. In der Ständeratsdebatte zeigte sich Ivo
Bischofberger (cvp, AI), der das Geschäft nach Ausscheiden des Initianten aus dem Rat
übernahm, überrascht von der negativen Antwort des Bundesrates und wies darauf hin,
dass sowohl im Entwurf des Raumplanungskonzeptes wie auch in der
parlamentarischen Debatte zu den Durchführungsprotokollen der Alpenkonvention eine
Gesamtstrategie für den Alpenraum in Aussicht gestellt worden sei. Die Motion wurde
nach kurzer Debatte mit 21 zu 4 Stimmen deutlich angenommen und zur Behandlung an
den Nationalrat überwiesen. 30

MOTION
DATUM: 20.12.2011
MARLÈNE GERBER

Der Nationalrat folgte dem im Vorjahr gefällten positiven Entscheid des Ständerates
und überwies die Motion Maissen (cvp, GR), die eine eidgenössische Strategie für die
Berggebiete und den ländlichen Raum fordert, mit 143 Stimmen einstimmig an den
Bundesrat. Damit stellte sich das Parlament gegen den Bundesrat, welcher die Ansicht
vertrat, die Erarbeitung einer eigenständigen Strategie sei wegen bestehenden
Regelungen und laufenden Bestrebungen nicht erforderlich. Die Grünliberalen
enthielten sich als einzige Fraktion der Stimme. 31

MOTION
DATUM: 11.06.2012
MARLÈNE GERBER

Im Februar 2015 präsentierte der Bundesrat seine Politik für die ländlichen Räume und
Berggebiete in Form eines Berichts in Erfüllung einer Motion Maissen (cvp, GR). Der
Bericht war unter der Leitung des SECO und des ARE entstanden und von einer
tripartiten Arbeitsgruppe begleitet worden und erfüllte ebenfalls eine im Rahmen der
Legislaturplanung 2011–2015 beschlossene Massnahme. Der Bericht definiert vier
langfristige Ziele, gemäss denen in den Berggebieten und ländlichen Räumen ein
attraktives Lebensumfeld geschaffen, natürliche Ressourcen gesichert, die
Wettbewerbsfähigkeit gestärkt und die kulturelle Vielfalt erhalten werden soll. Aufgrund
globaler Herausforderungen und zunehmender Komplexität verlangt die Umsetzung
dieser Politik die Stärkung von Koordinations- und Steuerungsgremien. Für die
horizontale Koordination soll das Bundesnetzwerk Ländlicher Raum (BNLR) gestärkt
werden. Zur verstärkten vertikalen Koordination und Steuerung soll eine tripartite
Konferenz geschaffen werden, dies als Weiterentwicklung der Tripartiten
Agglomerationskonferenz (TAK), die 2001 gegründet wurde. Zur Stärkung einer
kohärenten Politik und zur Berücksichtigung regional unterschiedlicher Begebenheiten
sieht das erarbeitete Governancemodell ein «Zusammenspiel von Top-down- und
Bottom-up-Ansätzen» vor. 32

MOTION
DATUM: 18.02.2015
MARLÈNE GERBER

Wohnungsbau und -eigentum

Ständerat Maissen (cvp, GR) verlangte mit einer Motion eine Verlängerung der
Wohnbauförderung im Berggebiet. Das Bundesgesetz vom 20. März 1970 über die
Verbesserung der Wohnverhältnisse in Berggebieten (VWBG) läuft Ende 2000 aus und
soll laut Bundesrat nicht erneuert werden, weil man diese Aufgabe zukünftig im Rahmen
des Neuen Finanzausgleichs den Kantonen überlassen will. Der Motionär gab zu
bedenken, dass die Einführung des Neuen Finanzausgleichs noch einige Jahre auf sich
warten lasse und die im Gegensatz zur WEG sehr erfolgreiche und sinnvolle VWBG
dadurch in eine ungünstige Übergangsfrist gerate. Primär diene die Wohnbauförderung
jungen Familien in bescheidenen Verhältnissen und leiste zum Verbleib junger Leute in
peripheren Lagen einen wichtigen Beitrag, zumal mit der Agrarpolitik 2000 des Bundes
im landwirtschaftlichen Bereich mit Einkommensrückgängen gerechnet werden müsse.
Der Bundesrat sprach sich gegen die Motion aus, weil er der Meinung war, dass diese
Form der Förderung auch über das bestehende WEG geleistet werden könne. Entgegen
der Auffassung des Bundesrates wurde die Motion während der Wintersession vom
Ständerat mit 14 zu 7 Stimmen überwiesen. (Zur Botschaft zur Verbesserung der
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Wohnverhältnisse in Berggebieten (00.071) siehe hier.) 33

Nach der Ablehnung der Volksinitiative „Wohneigentum für alle“ wurde im Parlament
eine breite Debatte über den Eigenmietwert geführt. In der Wintersession hatte der
Ständerat drei Vorstösse dazu zu beraten. Die parlamentarische Initiative Maissen (cvp,
GR), die bereits im vorigen Jahr eingereicht worden war, verlangte die Abschaffung der
Eigenmietwertbesteuerung bei gleichzeitiger Neuregelung der Hypothekarzinsabzüge.
Solche sollten nach dem Begehren nur noch in den ersten zehn bis 15 Jahren nach
Erwerb für selbstbewohntes Eigentum möglich sein. Für Mietobjekte sollten sie aber
weiterhin aufrechterhalten werden. Die Unterhaltspauschale sollte in einem geringeren
Ausmass, als es die Hauseigentümer-Initiative gefordert hatte, weiterhin gewährt
werden. Die Neuregelung sei schliesslich während einer Übergangszeit von zwölf Jahren
schrittweise einzuführen. Der Initiative wurde auf Anraten seiner WAK vom Ständerat
Folge geleistet. Ebenfalls einen Erfolg zu verzeichnen hatte die parlamentarische
Initiative Bisig (fdp, SZ) (99.413), die auch eine Abschaffung der
Eigenmietwertbesteuerung unter gleichzeitiger Aufgabe der Hypothekarzinsabzüge bei
selbstbewohntem Eigentum forderte. Darüber hinaus will das Begehren zur Förderung
des Ersterwerbes ein steuerlich begünstigtes Bausparen einführen. Ferner wird für
Ersterwerber während einer grosszügig bemessenen Dauer ein degressiv ausgestalteter
Hypothekarzinsabzug gefordert. Eine parlamentarische Initiative Büttiker (fdp, SO)
verlangte, dass es den Kantonen frei überlassen werden solle, bei gebundenen
Bausparrücklagen den aufgelaufenen Zins von der Einkommenssteuer und das
Sparkapital von der Vermögenssteuer zu befreien. Auch dieser Vorlage wurde auf
Anraten der WAK Folge gegeben. Ein Vorstoss im Nationalrat, die parlamentarische
Initiative Gysin (fdp, BL) (98.455), forderte, das Bundesgesetz über die direkten Steuern
der Kantone und Gemeinden dahingehend zu ändern, dass es den Kantonen zukünftig
frei gestellt werde, gebundene Bausparrücklagen, die geäufnet werden, um erstmalig
ausschliesslich und dauernd selbstbenutztes Wohneigentum in der Schweiz zu
beschaffen, bis zu einem bestimmten Betrag von der Steuer zu befreien. Der Initiative
wurde gegen den Widerstand der SP Folge geleistet. 34

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.12.1999
DANIEL BRÄNDLI

Das Bundesgesetz vom 20. März 1970 über die Verbesserung der Wohnverhältnisse im
Berggebiet sah eine Entrichtung von Bundesbeiträgen an Wohnbausanierungen bis
spätestens Ende 2000 vor. Seit Inkrafttreten im Jahre 1971 sind 21'735 Wohneinheiten
mit insgesamt CHF 427,7 Mio. gefördert worden. Im Nationalrat verlangten Oehrli (svp,
BE) (99.3405) und Wittenwiler (fdp, SG) (99.3409), im Ständerat Maissen (cvp, GR)
(99.3418), auf dem Motionsweg eine Verlängerung dieser Bundeshilfen bis zum
Zeitpunkt der Einführung des Neuen Finanzausgleichs (NFA). Sie befürchteten, dass
ohne finanziellen Lastenausgleich der Verfassungsauftrag zur Erhaltung einer
dezentralen Besiedelungsstruktur gefährdet sei. Die Kantone hätten bis zur Einführung
des NFA die Beiträge ohne Kompensation selber zu tragen. Gegen den Antrag des
Bundesrates wurden alle drei Motionen von den Räten überwiesen. Im September
verabschiedete der Bundesrat seine Botschaft über die Änderung des VWBG. Bis zum
Inkrafttreten des NFA, längstens aber bis Ende 2005 will er die Bundeshilfen fortführen.
Jährlich sollen CHF 8 Mio. für diese Aufgabe eingesetzt werden. Das Parlament gab
seine Zustimmung noch während der Wintersession. Ein Antrag Maissen, im
Voranschlag 2001 statt CHF 9 Mio. einen Betrag von CHF 15 Mio. für die VWBG
vorzusehen, lehnte der Ständerat ab.

In den Genuss der vom Bund geförderten Wohnbausanierung kamen laut einer 1998
erstellten Evaluation vor allem einkommensschwache und grössere Haushalte, die
mehrheitlich in der Landwirtschaft tätig sind. Damit wurde die Zielgruppe erreicht. Das
Ziel der Wohnbausanierung, die Abwanderung aus den Berggebieten zu vermindern und
damit die dezentrale Besiedelung der Schweiz zu erhalten, wurde lauf Bundesrat
erreicht. Nicht zuletzt profitierte auch das örtliche Gewerbe von den
Erneuerungsbauten.In den 90er Jahren trug der Bund rund die Hälfte der im Berggebiet
zugesicherten Finanzhilfen. Die Finanzierung wurde über einen
Jahreszusicherungskredit gesteuert. Dieser Kredit wurde seit 1997 laufend gekürzt und
betrug im Jahre 1999 noch CHF 5 Mio. für Zusicherungen und CHF 6,6 Mio. für
Zahlungen. Mit den im laufenden Jahr budgetierten Zusicherungen beliefen sich die
offenen Zusicherungen Ende 2000 auf rund CHF 27,7 Mio. Diese Summe will der
Bunderat bis 2002 auf Null abbauen und damit die Bundeshilfe zur Wohnverbesserung
im Berggebiet einstellen. Je CHF 9 Mio. wurden im Voranschlag 2000 und im Finanzplan
2001 eingestellt, weitere CHF 9,7 Mio. im Finanzplan 2002. 35
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In der Herbstsession lehnte der Ständerat einen Systemwechsel bei der
Wohneigentumsbesteuerung ab und schuf damit eine gewichtige Differenz zum
Nationalrat. In der Eintretensdebatte beantragte Kommissionssprecher Schiesser (fdp,
GL), die Eigenmietwertbesteuerung nicht abzuschaffen und damit auf einen
Systemwechsel zu verzichten. Stattdessen solle die Eigenmietwertbesteuerung im
Rahmen der geltenden Ordnung optimiert werden. Konkret beantragte er eine
Reduktion des Eigenmietwerts auf 60% des Marktwerts, eine griffige Härtefallregelung
und die Einführung eines Bausparmodells. Der vom Nationalrat im Vorjahr beschlossene
Systemwechsel löse zwar das Problem der gerechten Festlegung des Eigenmietwerts,
und das Schuldenmachen werde nicht mehr belohnt, doch erfordere er für
Ersterwerber Abfederungen, die vermutlich mehr kosteten, als vom Bundesrat
veranschlagt. Deshalb sei die geltende Ordnung mit der Möglichkeit des unbegrenzten
Abzugs der Schuldzinsen und der Unterhaltskosten einem Systemwechsel vorzuziehen.
Leuenberger (sp, SO) plädierte für Nichteintreten, da die zusätzlichen
Steuererleichterungen – nach den Entlastungen bei der Familienbesteuerung – für den
Bund nicht finanzierbar seien. Namens der CVP-Fraktion forderte David (cvp, SG)
sowohl eine steuerliche Entlastung der Familien als auch eine Entlastung des
Wohneigentums und damit einen Systemwechsel. Bundesrat Villiger hielt einen
Systemwechsel nicht für zwingend, doch sei das heutige System nicht gerecht, weil es
Begüterte, wenn sie die Abzugsmöglichkeiten geschickt nutzten, deutlich bevorzuge.
Der Rat trat auf die Vorlage ein und lehnte mit 23:13 Stimmen den Antrag David und
damit den Systemwechsel ab. In der Detailberatung folgte die kleine Kammer
grossmehrheitlich den Anträgen ihrer WAK: Sie beschloss eine Reduktion des
Eigenmietwerts auf 60% des Marktmietwerts und lehnte einen Antrag Plattner (sp, BS)
und die Empfehlung des Bundesrats, der nur auf zwei Drittel des Marktwerts
hinuntergehen wollte, ab. Anschliessend setzte sich eine Minderheit Dettling (fdp, SZ)
durch, die in Härtefällen den Eigenmietwert bis zur Hälfte herabsetzen wollte – die
Kommissionsmehrheit hatte nur bis zu zwei Drittel zugestehen wollen. Die maximale
Höhe der abziehbaren Schuldzinsen wurde unverändert aus der alten Regelung
übernommen (Vermögensertrag plus CHF 50'000). Beim Bausparen folgte die kleine
Kammer dem Vorschlag des Bundesrats und lehnte das basellandschaftliche Modell, das
der Nationalrat favorisiert hatte, ab. Zusätzlich wurde die Behandlungsfrist der
Parlamentarischen Initiativen Bisig (99.413), Büttiker (99.412) und Maissen (98.458) um
zwei Jahre verlängert. In der Wintersession hielt der Nationalrat auf Antrag seiner
Kommission gegen die Stimmen der FDP und der SVP an der Abschaffung der
Eigenmietwertbesteuerung fest. Gegen die Stimmen der Grünen und der SP bekräftigte
er auch seinen Entscheid für das basellandschaftliche Modell des Bausparens. 36

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.12.2002
MAGDALENA BERNATH

Gegen den Antrag des Bundesrats überwies die kleine Kammer mit 20:18 Stimmen eine
Motion Kuprecht (svp, SZ), welche die Eigenmietwertbesteuerung von selbst genutztem
Wohnraum aufheben will. Schuldzinsen und Unterhaltsarbeiten sollen jedoch in
beschränktem Ausmass abzugsberechtigt bleiben, damit ältere Wohneigentümer
weiterhin ihre Liegenschaft bewohnen können. Die Besteuerung des Eigenmietwerts
stehe der Abtragung von Schulden entgegen, da die Reduktion des Schuldzinsabzuges
automatisch einen höheren Steuerbetrag auslöst. Der Bundesrat teilte die Auffassung,
dass dem Wohneigentum für die Altersvorsorge eine wichtige Bedeutung zukomme.
Daher sei es zulässig, den Eigenmietwert tiefer anzusetzen als den Mietzins für ein
vergleichbares Objekt. Zu tiefe Eigenmietwerte benachteiligten jedoch die Mieter.
Betreffend Wohneigentumsbesteuerung wurden zwei parlamentarische Initiativen
Maissen (cvp, GR) und Bisig (fpd, SZ) und eine Motion der FDP-Fraktion abgeschrieben
resp. abgelehnt. 37

MOTION
DATUM: 20.06.2006
MAGDALENA BERNATH
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Suchtmittel

Im Juli lancierte ein Komitee „Pro Jugendschutz – gegen Drogenkriminalität“ die
Volksinitiative „Für eine vernünftige Hanf-Politik mit wirksamem Jugendschutz“. Diese
„Hanfinitiative“ verlangt die Straffreiheit für den Konsum, Besitz und Erwerb von
psychoaktivem Hanf zum Eigenbedarf sowie eine staatliche Kontrolle von Anbau und
Handel. Letzteres könnte in Konflikt stehen mit einer UNO-Vereinbarung, die seit 1970
auch für die Schweiz gilt. Der Entwurf zur BetMG-Revision hatte ebenfalls ein
behördliches Toleranzregime für Anbau und Handel vorgesehen, dieses aber mit einer
Kann-Formulierung versehen, was jederzeit eine Aufhebung ermöglicht hätte. Trotz
dieser völkerrechtlichen Unklarheit nahmen im Initiativkomitee neben Vertretern der
SP – Cavalli (TI), Fetz (BS), Garbani (NE), Janiak (BL) und Wyss (BE) – und der Grünen
(Lang, ZG und Müller, AG) – auch Abgeordnete aus den bürgerlichen
Bundesratsparteien – Kleiner (AR), Markwalder-Bär (BE) und Noser (ZH) für die FDP
sowie Frick (SZ) und Maissen (GR) für die CVP – bis hin zur SVP (Jenny, GL) Einsitz. 38

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 21.07.2004
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Nachdem das Bundesgesetz über die Neuordnung der Pflegefinanzierung bereits je
zwei Mal im Ständerat und im Nationalrat behandelt worden war, hatte der Ständerat im
Berichtsjahr immer noch vier inhaltliche Differenzen zu behandeln. Die Kommission
beantragte, aus Kostengründen in allen Punkten an den ursprünglichen Beschlüssen
festzuhalten. Ohne Diskussion beschloss der Ständerat daraufhin, eine einjährige
Karenzfrist für den Anspruch auf eine Entschädigung beizubehalten. Die periodische
Anpassung der Pflegebeiträge der Krankenversicherung an die Pflege, welche der
Nationalrat vorgeschlagen hatte, sollte ebenfalls gestrichen werden. Der Ständerat
beharrte ebenso darauf, dass der Übergang zur neuen Pflegefinanzierung kostenneutral
erfolgen soll. Einzig um die Frage der Finanzierung der ärztlich verordneten Akut- und
Übergangspflege entstand eine längere Diskussion. Die Kommissionsmehrheit wollte am
Modell 60% Krankenversicherung, 20% öffentliche Hand und 20% zulasten der
Patienten festhalten und damit den vom Nationalrat vorgeschlagenen Kostenverteiler
ablehnen. Eine Kommissionsminderheit Maissen (cvp, GR) plädierte hingegen dafür, den
Kostenverteiler des Nationalrates zu übernehmen (55% Kantone und 45%
Krankenversicherer). Die Minderheit argumentierte damit, dass es richtig sei, wenn die
Übergangspflege gleich finanziert werde wie die spitalinterne Behandlung. Die Mehrheit
der Kommission sprach sich hingegen dafür aus, dass auch die Patienten und
Patientinnen ein gewisses Mass an Solidarität gegenüber den jungen Steuerzahlern
übernehmen und daher an der Finanzierung beteiligt werden sollten. Mit 23 zu 18
Stimmen nahm der Ständerat den Antrag der Mehrheit an. 39

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.03.2008
LINDA ROHRER

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Berufsbildung

Der Ständerat befasste sich in der Sommersession mit der Vorlage für ein
Psychologieberufegesetz. Mit dem Erlass sollen die Anforderungen an die Aus- und
Weiterbildung der Psychologinnen und Psychologen geregelt und damit der
Patientenschutz sowie die psychische Gesundheit der Bevölkerung verbessert werden.
Eintreten war in der Kleinen Kammer unbestritten und auch die generelle Stossrichtung
der Vorlage wurde begrüsst. Diskussionslos stimmte der Rat einem Antrag der
vorberatenden Kommission zu, die Weiterbildungstitel um das Fachgebiet
Gesundheitspsychologie zu erweitern. Ebenfalls gutgeheissen wurde ein Einzelantrag
von Philipp Stähelin (cvp, TG), der neben den Psychologen auch die Chiropraktiker auf
die Liste der Berufe mit Berufsgeheimnis aufnahm. Umstritten war die Frage, mit
welchem Studienabschluss man künftig den Titel „Psychologe“ verwenden darf. Nach
Ansicht des Bundesrats und der Kommission soll dazu ein Masterabschluss erforderlich
sein. Eugen David (cvp, SG) plädierte dafür, auch einen Bachelor-Abschluss nach

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.06.2010
ANDREA MOSIMANN
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dreijährigem Studium genügen zu lassen. Ein weiterer Diskussionspunkt bildete die im
Entwurf des Bundesrats vorgesehene Beschränkung der Psychotherapieausbildung auf
universitär ausgebildete Psychologen. Eugen David beantragte, dass weiterhin auch
Geistes- und Humanwissenschafter zu den akkreditierten Weiterbildungsgängen für
Psychotherapeuten zugelassen werden. Theo Maissen (cvp, GR) verteidigte den
Vorschlag von Kommission und Bundesrat. Er argumentierte, Psychotherapeuten
müssten psychisch kranke und beeinträchtigte Menschen behandeln und dafür brauche
es wissenschaftlich fundierte psychologisch-psychotherapeutische Kenntnisse, welche
nur im Rahmen eines Psychologiestudiums vermittelt würden. Nach der Debatte zog
Eugen David beide Anträge zurück. In der Gesamtabstimmung wurde die Vorlage ohne
Gegenstimme bei einer Enthaltung gutgeheissen. 40

Hochschulen

Eine Motion Maissen (cvp, GR) zur Sicherstellung mindestens einer ordentlichen
universitären rätoromanischen Hochschulprofessur wurde zur Klärung offener Fragen
(Ordnungsantrag Brändli, svp, GR), an die WBK-SR zur Vorprüfung zurückgewiesen. Der
Bundesrat hatte den Vorstoss mit Hinweis auf seine fehlende Weisungskompetenz
abgelehnt. Er betonte, das bestehende Lehrangebot an drei Universitäten aufgrund der
kantonalen Autonomie nicht direkt beeinflussen zu können. Zudem wies er darauf hin,
dass die Förderungsmöglichkeiten des Bundes gemäss dem seit 2010 gültigen
Sprachengesetz auf die angewandte Forschung und auf Aspekte der Mehrsprachigkeit
beschränkt sind. In der Folge reichte die WBK-SR eine offener formulierte Motion ein,
die den Bund auf Basis des Sprachenartikels (Art. 70 Abs. 5 BV) dazu verpflichten will,
die rätoromanische Sprache und Kultur in Zusammenarbeit mit den Kantonen zu
erhalten und ein entsprechendes Bildungsangebot an den Hochschulen zu fördern. Die
Motion Maissen wurde nach seinem Ausscheiden aus dem Rat nicht übernommen. Der
Ständerat nahm die Kommissionsmotion in der Dezembersession des Berichtsjahrs
an. 41

MOTION
DATUM: 14.06.2011
SUZANNE SCHÄR

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Im Berichtsjahr berieten beide Kammern über die Volksinitiative „gegen den Bau von
Minaretten“. Die Initiative wurde im Vorjahr vom sogenannten Egerkinger Komitee
eingereicht, welches sich aus 14 SVP- und zwei EDU-Vertretern zusammensetzte.
Unterstützung erhielt das Komitee von den oben genannten beiden Parteien. Einige
namhafte Parteiexponenten der SVP hielten sich im Abstimmungskampf jedoch zurück
oder äusserten sich sogar negativ zur Initiative. Dem Nationalrat, welcher das Geschäft
in der Frühjahrssession als Erstrat behandelte, lag ein Minderheitsantrag Gross (sp, ZH)
vor, welcher die Volksinitiative wegen Verstoss gegen die Religionsfreiheit und klarer
Missachtung der Europäischen Menschenrechtskonvention für ungültig erklären wollte.
Die Antragsteller, welche durch die SP und eine grosse Mehrheit der Grünen unterstützt
wurden, bezeichneten die Religionsfreiheit als von „fundamentaler Bedeutung für die
nationale Friedensordnung“ und erachteten sie in diesem Sinne dem zwingenden
Völkerrecht angehörig und eine Verletzung deshalb als unzulässig. Der Bundesrat wie
auch eine grosse Mehrheit der Staatspolitischen Kommission (SPK) waren jedoch der
Ansicht, dass die Verletzung der Religionsfreiheit nicht gegen zwingende Bestimmungen
des Völkerrechtes verstosse, da der Kernbestand der von allen Staaten anerkannten
Menschenrechte nicht berührt werde. Der Minderheitsantrag wurde denn auch mit 128
zu 53 Stimmen abgelehnt. Die Debatte sowie weitere aktuelle Vorstösse zu
verfassungsrechtlichen Fragen zeigten jedoch, dass es zusätzlicher Regelungen bedarf,
wann eine Volksinitiative materiell ungültig zu erklären sei (vgl. hier). Mit einer
Zweidrittelmehrheit empfahl die SPK dem Nationalrat die Initiative ohne
Gegenvorschlag zur Ablehnung. Neben Verletzung der Religionsfreiheit verstosse die
Initiative auch gegen das Diskriminierungsverbot und stehe zudem im Widerspruch zu
verschiedensten Bestimmungen aus der schweizerischen Gesellschafts- und
Rechtsordnung, so beispielsweise zur Glaubens- und Gewissensfreiheit, zur
Eigentumsgarantie oder zum Verhältnismässigkeitsprinzip. Ferner liesse sich ein
Bauverbot für Minarette nicht mit dem Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung
begründen und könnte zur Gefährdung des religiösen Friedens beitragen. Eine
Minderheit Hutter (svp, SG) empfahl die Initiative zur Annahme. Sie vertrat die Ansicht,
dass Minarette einen religiös-politischen Machtanspruch darstellten und deshalb zu
verbieten seien. Nach fünfstündiger Debatte folgte der Nationalrat dem Bundesrat und

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 12.06.2009
MARLÈNE GERBER
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empfahl die Initiative mit 129 zu 50 Stimmen ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung.
Zustimmung erhielt die Initiative ausschliesslich aus der SVP-Fraktion. Der Kernpunkt
der Debatte im Ständerat war ein Minderheitsantrag Maissen (cvp, GR), welcher
ebenfalls beantragte, die Initiative für ungültig zu erklären. Der Ständerat verwarf den
Antrag nach zweistündiger Diskussion mit 24 zu 16 Stimmen. Er empfahl die Initiative
mit 36 zu 3 Stimmen ebenfalls zur Ablehnung. 42

Archive, Bibliotheken, Museen

Mit einem Postulat wies Ständerat Maissen (cvp, GR) auf die prekäre Situation des
Schweizerischen Alpinen Museums (SAM) hin, dessen finanzielle Existenz wegen der
aufgekündigten Unterstützung durch die Standortgemeinde Bern ab 2004 nicht mehr
gesichert ist. Er forderte den Bundesrat auf, das SAM in das Ausführungskonzept des
Kulturartikels der revidierten Bundesverfassung einzubeziehen und als Museum von
nationaler Bedeutung mit einem entsprechenden Leistungsauftrag unter der Ägide des
Bundes weiterzuführen. Der Bundesrat erklärte sich bereit, die Frage zu prüfen, wollte
aber die künftige Federführung nicht präjudizieren, weshalb er beantragte, diesen
Punkt des Postulats abzulehnen. Maissens Argument, ohne verstärktes Engagement des
Bundes riskiere das Museum eine baldige Schliessung, setzte sich im Rat jedoch durch,
der mit 15 zu 2 Stimmen den Führungsauftrag ebenfalls überwies. 43

POSTULAT
DATUM: 19.09.2002
MARIANNE BENTELI

2007 hatte der Bundesrat dem Parlament einen neuen Vorschlag für ein Bundesgesetz
über die Museen und Sammlungen des Bundes zugestellt, nachdem ein erster Entwurf
vom Parlament zurückgewiesen worden war, weil eine eigentliche Strategie vermisst
wurde. Das neue Gesetz verpflichtet einerseits sämtliche Museen und Sammlungen des
Bundes auf gemeinsame Ziele und erteilt ihnen andererseits einen verbindlichen
Grundauftrag. Zudem bildet es die Rechtsgrundlage für ein Schweizerisches
Nationalmuseum. Der Ständerat trat ohne Gegenstimme auf die neue Vorlage ein.
Allgemein begrüsst wurde die mit diesem Entwurf angestrebte einheitliche
Organisation. Der Antrag einer Minderheit Maissen (cvp, GR), wonach der Bund sich
auch an öffentlichen oder privaten Einrichtungen von landesweitem Interesse
beteiligen kann, wurde mit 25 zu 11 Stimmen verworfen, ebenso mit 13 zu 13 Stimmen
und Stichentscheid des Präsidenten ein Antrag Luginbühl (svp, BE), der verlangte, dass
die verschiedenen Landesteile im Museumsrat ausgewogen vertreten sein müssen. In
der Gesamtabstimmung nahm der Ständerat die Vorlage einstimmig an. 44

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.03.2008
MARIANNE BENTELI

Sprachen

Der Voranschlag 1999 des Bundesrates sah vor, auch die Beiträge des Bundes an die
Förderung von Kultur und Sprache im Kanton Graubünden der dreiprozentigen
Kreditsperre zu unterstellen. Obgleich Bundesrat Villiger aus Gründen der Konsequenz
darum bat, bei aller Sympathie für die Anliegen der rätoromanischen Bevölkerung hier
keine Ausnahme zu machen, beschloss der Nationalrat dennoch – wenn auch nur knapp
mit 76 zu 70 Stimmen – die Subvention nicht zu kürzen. Im Ständerat setzte sich der
Bündner Maissen (cvp) vorerst vergebens für die Belange seines Kantons ein. Mit 17 zu 13
Stimmen wurde sein Antrag auf Ausrichtung der vollen Summe abgelehnt. Als dann der
Nationalrat aber mit der deutlichen Mehrheit von 88 zu 38 Stimmen an seinem ersten
Entscheid festhielt, schwenkte auch die kleine Kammer ein. 45

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.12.1998
MARIANNE BENTELI

Um die Absichten der Landesregierung ausdrücklich zu unterstützen, überwies der
Nationalrat bei der Beratung der Legislaturplanung eine Motion der vorberatenden
Kommission, welche den Bundesrat beauftragt, dem Parlament einen
Massnahmenkatalog zum besseren gegenseitigen Verständnis und zur Stärkung der
gemeinsamen Handlungsfähigkeit der unterschiedlichen kulturellen Sensibilitäten in
der italienisch-, französisch- und deutschsprachigen Schweiz vorzulegen. Die Motion
wurde vom Ständerat ebenfalls angenommen, wobei der Kommissionssprecher, der
Bündner CVP-Abgeordnete Maissen allerdings monierte, der Nationalrat habe offenbar
übersehen, dass die Schweiz nicht drei-, sondern viersprachig sei; er hoffe, dass die
Nichterwähnung des Rätoromanischen lediglich ein Versehen sei. 46

MOTION
DATUM: 22.06.2000
MARIANNE BENTELI
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In der Sommersession beschloss der Ständerat entgegen dem Antrag des Bundesrates,
eine Motion Maissen (cvp, GR) anzunehmen, welche vom Bundesrat fordert, einen
neuen schweizerischen Fernsehkanal zu realisieren, der bereits ausgestrahlte
Sendungen durch Synchronisierung oder den Gebrauch von Untertiteln der jeweils
anderssprachigen Bevölkerung zur Verfügung stellt. Der Nationalrat stand dem Geschäft
im Sinne der Stärkung der gegenseitigen Verständigung und des nationalen
Zusammenhalts ebenfalls positiv gegenüber, teilte aber die Bedenken des Bundesrates,
ob die finanzielle Situation der SRG die Schaffung eines zusätzlichen Fernsehkanals
erlaube. Er beschloss daher auf Anraten seiner Kommission, die Motion mit der
Änderung anzunehmen, dass zur Erreichung dieser Ziele kein eigenständiger Kanal
geschaffen werden müsse, die SRG jedoch angehalten werden soll, ihre Beiträge in
dieser Sache zu erhöhen. 47

MOTION
DATUM: 15.12.2010
MARLÈNE GERBER

Der Ständerat gab in der Frühjahrssession seine Zustimmung zur abgeänderten Motion
Maissen (cvp, GR), die den Integrationsauftrag der SRG thematisiert. Der Nationalrat
hatte den Vorstoss, der die Einrichtung eines SRG-Spartenkanals zur Sprach- und
Kulturverständigung verlangte, im vorangehenden Jahr in abgeschwächter Form
angenommen. 48

MOTION
DATUM: 16.03.2011
SUZANNE SCHÄR

Medien

Radio und Fernsehen

Zwei Motionen bemängelten, dass die SRG ihrem Integrationsauftrag zwischen den
Kultur- und Sprachräumen der Schweiz gemäss Art. 69 f. und 93 BV sowie Art. 24 f.
RTVG 24 f. nur ungenügend nachkomme. Um das Verständigungspotenzial des
Fernsehens effektiver zu nutzen, forderte Ständerat Theo Maissen (cvp, GR) die
Einrichtung eines entsprechend ausgerichteten Spartenkanals. Der Nationalrat änderte
im Dezember die vom Ständerat angenommene Vorlage dahingehend ab, dass die SRG
nicht zur Einrichtung eines neuen Kanals verpflichtet, sondern diese dazu angehalten
werden soll, ihre Beiträge im Bereich der Sprach- und Kulturverständigung auf den
bestehenden Kanälen zu verstärken. Die Vorlage wird voraussichtlich 2011 bereinigt und
an den Bundesrat überwiesen werden. Um die Annahme der durch die zweite Kammer
abgeänderten Ständeratsmotion zu befördern, hatte Hans Stöckli (sp, BE) seine
inhaltlich ähnlich ausgerichtete Eingabe (Mo. 10.3317) während der Beratung im
Nationalrat zurückgezogen. 49

MOTION
DATUM: 15.12.2010
SUZANNE SCHÄR

Eine Motion Maissen (cvp, GR), die einen Fernsehkanal zur Stärkung der gegenseitigen
Verständigung und des nationalen Zusammenhalts fordert und im Vorjahr vom
Nationalrat in abgeänderter Form angenommen wurde, wurde im März des
Berichtsjahres vom Ständerat bestätigt und an den Bundesrat überwiesen. Dieser wird
die Entwicklung bei der SRG beobachten und bis spätestens Ende 2012 dem Parlament
über die Fortschritte Bericht erstatten. Ein Postulat Heer (svp, ZH) (Po. 10.3974), in
welchem der Bundesrat beauftragt wird zu prüfen, wie Meteo Schweiz und SF DRS ihre
Zusammenarbeit verbessern können, wurde vom Nationalrat ebenfalls angenommen. 50

MOTION
DATUM: 18.03.2011
DEBORA SCHERRER

Der Bericht des Bundesrates in Erfüllung der Motion Maissen (cvp, GR) bestätigte, dass
die programmlichen Leistungen der SRG SSR den Austausch und das Verständnis
zwischen den vier Schweizer Sprachregionen fördern. Allerdings sollten die jeweils
anderen Sprachregionen in den Informationssendungen noch stärker berücksichtigt
werden, wobei der Bundesrat grosses Vertrauen in das neue Konzept der SRG zur
Förderung des sprachregionalen Austausches setze, welches sich noch in Ausarbeitung
befindet. 51

BERICHT
DATUM: 07.12.2012
MÄDER PETRA
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Neue Medien

Der Bundesrat nahm 2006 den schnellen Internetzugang in die Grundversorgung auf.
Ab 2008 müssen demnach alle Haushalte die Möglichkeit eines Breitbandanschlusses
haben. Die Forderung geht auf die Motion Maissen (cvp, GR) zurück, die in der
Frühjahrssession von Ständerat und in der Maisession von Nationalrat angenommen
wurde. Der Bundesrat hatte die Motion ebenfalls befürwortet. 52

MOTION
DATUM: 10.05.2006
ANDREA MOSIMANN
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